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Kläger und Revisionsbeklegten,

°enat des Bundessozialgerichts

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil

des Lande330zialgerichts Baden-Württemberg

vom 1° August 1956 wird zurückgewiesen°

Der Beklagte hat dem Kläger die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu er—

statten°
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Der Kläger beantragte am 17. September 1952, ihm Versorgung nach.

dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) zu gewähren. Das Versorgungsamt
(VersorgA.) Rottweil lehnte den Antrag durch Bescheid vom 1. Okto—

ber 1954 ab. Den Widerspruch wies das Landesversorgungsamtg
(LVersorgA.) Baden—Württemberg in Stuttgart durch Bescheid vom 23.

Juni 1955 zurück. Der Widerspruchsbe92heid‚ der am 25. Juni 1955

unter "Einsehreiben" zur Post gegeben wurde, enthält folgende Be—
lehrung:

_
" Gegen diesen Widerspruohsbescheid ist binnen eines

Monats nach Zustellung die Klage beim Sozialgericht

in Reutlingen, Karlsplatz 1, zulässig. Die Klage—

schrift ist in doppelter Ausfertigung einzureichen,

sie soll die Beteiligten und den Streitgegenstand

bezeichnen und einen bestimmten Antrag enthalten. "

Mit der am 23. August 1955 eingegangenen Klage beantragte der Klä—

ger, den Widerspruchsbescheid aufzuheben und ihm Rente zu gewähren.

Das Sozialgericht (SG.) Reutlingen wies die Klage durch Urteil vom
220 Februar 1956 als unzulässig ab, weil der Kläger die Klagefrist

versäumt habe. Auf die Berufung des Klägers hob das Landessozialge-

richt (LSG.) Baden—Württemberg in Stuttgart durch Urteil vom 1. Au—
gust 1956 das Urteil des SG. Reutlingen vom 22. Februar 1956 auf
und verwies die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das SG. zurück: Der Kläger habe die Klagefrist nicht versäumt; ihm

sei keine den gesetzlichen Erfordernissen entsprechende Belehrung

über den Rechtsbehelf erteilt werden; die Belehrung enthalte nicht

den Hinweis, daß die Klage zur Niederschrift des Urkundsbeamtcn

der Geschäftsstelle erhoben werden könne; es könne daher dahinge—

stellt bleiben, ob die Belehrung auch deshalb den gesetzlichen Er—

fordernissen nicht entspreche, weil sie nicht auf die in 5 91 SGG

genannten Möglichkeiten hinweise° Die Revision ließ das LSG. zu.

Das Urteil wurde dem Beklagten am 11 August 1956 zugestellt. Er leg;

te am 12. September 1956 telegrafisch Revision ein und beantragte,

das Urteil des LSG, Baden—Württemberg in Stuttgart vom 1. nugust

1956 aufzuheben und die Berufung gegen das Urteil des SG. Reutlingen

vom 22. Februar 1956 zurückzuweisen. Durch Schriftsatz vom 25. Sep-

tember 1956, eingegangen am 27. September 1956, begründete en.dioe
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Revision: Die Belehrung in dem Widerspruchsbeseheid genüge,

um die Klagefrist in Lauf zu setzen; es sei nicht erforder—

lieh9 einen Hinweis darauf, daß die Klage auch zur Nieder—

schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des SG° er—

hoben werden könne, und auf die in 5 91 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) erwähnten Möglichkeiten für die Klageerhebung

in die Belehrung aufzunehmen°

Der Kläger beantragte, die Revision zurückzuweisen°

II°

Die Revision ist zulässig; eine Revision ist auch dann form—

gereeht im Sinn des 5 164 Abs° 1 Satz 1 SGG eingelegt, wenn

sie auf telegrafischem Wege eingelegt werden ist; für das so-

zialgerichtliche Verfahren gilt insoweit nichts anderes als

für den Zivilprozeß, die Arbeitsgerichtsbarkeit und das Ver—

fahren der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit (vgla BSG. 1

so 243 [245], 5 s„ 3, 4); @164 Absc. 2 Satz 1 see ist beachtet.,

Die Revision ist aber unbegründet; das LSG„ hat die Klage zu

Recht für zulässig gehalten; der Kläger hat die Klagefrist
nicht versäumt„

Nach 5 87 Abs° 1 und 2 SGG ist die Klage, wenn ein Vorverfahren

stattgefunden hat, binnen eines Monats nach Zustellung des Wi—

derspruchsbeseheids zu erheben" Im vorliegenden Fall gilt der

Widerspruchsbescheid als am 28. Juni 1955 zugestellt (vgla @ 4
VWZG)„ Die Klage ist beim SG° am 23„ “ugust 1955 eingegangen°

Die Frist für die Erhebung der Klage hat aber mit der Zustellung
des Widerspruchsbescheids nicht zu laufen begonnen, weil der
Kläger in dem Widerspruchsbescheid über die Zulässigkeit der
Klage nicht richtig belehrt werden ist° Nach 5 85 Abs„ 3 Satz 2
SGG muß der Widerspruchsbeschcid eine Belehrung über die Zuläs—
sigkeit der Klage, die einzuhaltende Frist und den Sitz des zu—
ständigen Gerichts enthalten° Die Versorgungsverwaltung hat den
Kläger zwar darüber belehrt, daß gegen ihren Widersprudsbeseheid
Klage zulässig ist, daß sie binnen eines Monats nach Zustellung

(Frist!) zu erheben ist und daß sie beim SG° Reutlingen (Sitz
des zuständigen Gerichts!) einzulegen isté die Belehrung sagt

aber nicht, in welcher Egrg die Klage zu erheben ist. Zwar ist
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in © 85 Abs. 3 Satz 2 SGG nicht ausdrücklich gesagt, daß die Be—

teiligten auch hierüber zu belehren sind; die Belehrung "über die

Zulässigkeit der Klage" kann aber keinen anderen Inhalt haben als

die Belehrung "über den Rechtsbehelf" (@ 66 Abs. 1 SGG). Zwar wei—

chen die beiden Vorschriften in ihrem Wortlaut insofern voneinan—

der ab, als in @66 Abs. 1 SGGvon Belehrung "über den Rechtsbe—
helf" geSproehen wird, während in 5 85 Abs. 3 SGG von der Belehrung

"über die Zulässigkeit der Klage" die Rede ist. Daraus können je—

doch Unterschiede in den Anforderungen an den Inhalt der Belehrung

nicht hergeleitet werden. Beide Vorschriften verfolgen denselben

Zweck und haben dieselbe rechtliche Bedeutung. Ein Rechtsbehelf im

Sinne des 5 66 SGGist auch die Klage. Von den zu 5 66 SGGent—
wiekelten Grundsätzen ist deshalb auch auszugehen, wenn geprüft

wird, ob die Belehrung in einem "iderspruchsbescheid richtig ist.

Eine Rechtsbehelfsbelehrung ist richtig, wenn sie vollständig ist;

sie ist vollständig, wenn die Beteiligten über alle für sie wesent—

lichen Einzelheiten des Rechtsbehelfs unterrichtet werden; eine

Belehrung über ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechtsbehelf ist

mehr als eine bloße Bezeichnung des Rechtsmittels oder Reehtsbe— '

helfe (BSG. 1, S. 195). Zu den wesentlichen Einzelheiten,_über die
die Beteiligten belehrt werden müssen, gehört auch die für den

Rechtsbehelf vorgeschriebene Form. Nach @ 90 SGG "ist" die Klage

schriftlich "gdgg" zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge—

schäftsstelle des SG. zu erheben. Für die Vollständigkeit einer

Rechtsbehelfsbelehrung ist es erforderlich, aber auch ausreichend,

daß sie die Beteiligten auf den ngglggg weist, auf dem der Rechts—

behelf einzulegen ist (BSG. Beschluß vom 4.10.1956 SozR° Nr. 5

zu SGG @ 161). Die beiden Möglichkeiten, die @ 90 SGG erwähnt, stelw

len zwei ÄÄÄSEBQEÄXSE„QQEiBSEEÄEES£Edar; sie stehen selbständig

nebeneinander und sind deshalb durch das Wort “oder" verbunden.

Eine Rangfolge derart, daß nur die schriftliche Klage den Regelweg

darstelle, laßt sich aus dem Gesetz nicht ableiten. Vielmehr ergibt

sich die Gleichwertigkeit der beiden Wege aus dem Aufbau des Ge;

setzes. Im Gesetz sind zuerst die Regelwege für die Einlegung eines

Reehtsbehelfs oder Rechtsmittels aufgezeigt, und zwar in @ 90 SGG

für die Klage und in % 151 Abs. 1 SGG für die Berufung; erst dann

werden in @91 see für die Klage und in @151 Abs. 2 see für die
Berufung gggh noch andere Möglichkeiten zur wirksamen Einlegung

eines Rechtsbehelfs geschaffen. Über diese "Aueh—Höglichkciten"

brauchen die Beteiligten nicht belehrt zu werden (BSG. Beschluß vom

4.10.1956 SozR. sec @161, Nr. 5; BSG. Urteil vom 24.7.1957 SozR.
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Nr„ 15 zu see 5 66; Urteil vom 14„101958 _ 11/8 RV 97/57 —)„ Der
Senat hat deshalb in seinem Urteil vom 14° Januar 1958 — 11/8 RV
97/57

- entschieden, die Rechtsmittelbelehrung eines sozialge—

richtlichen Urteils brauche nicht den Hinweis zu enthalten, daß

die Bgrujung "auch" zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge—

schäftsstelle dgs_gg„ eingelegt werden könne„ Die Erhebung der Kla—

ge zur Niederschrift des Urkurdabeamten der Geschäftsstelle des SG°

stellt aber‚ wie aus @ 90 SGG folgt, keine "Auch—Möglichkeit" dar,

sondern weist auf eine der beiden Formen des Regelueges hino Des—

halb ist die Belehrung im Widerspruchsbescheid nur vollständig7

wenn sie beidg in 5 90 SGG zugelassene Formen der Klageerhebung

enthält° Es erübrigt sich, darauf einzugehen, daß der fehlende

Hinweis auf die "Auch—Möglichkeit" für die Erhebung der Klage, wie

sie in @ 91 SGG eingeräumt ist, die Richtigkeit der Belehrung nicht

berührt (vg1° Urteil des BSG° vom 14„1„1958‚ 11/8 RV 97/57)„

Erfüllt hiernach die Belehrung in dem Widerspruchsbescheid nicht

die Voraussetzungen des @ 85 Abs„ 3 Satz 2 SGG, so ist auch die

Klagefrist nicht in Lauf gesetzt worden und die Klage somit nicht

verspätet gewesen° Das LSG„ hat daher mit Recht das Urteil des SG°

aufgehoben und den Rechtsstreit zur sachlichen Entscheidung zurück—

verwiesen° Die Revision des Beklagten ist deshalb unbegründet; sie

ist zurückzuweisen (@ 170 Abs° 2 Satz 1 SGG)°

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193'SGG°
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